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Beschluss
des Bundesrates

Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften

A 

Der Bundesrat hat in seiner 983. Sitzung am 29. November 2019 beschlossen, dem 

vom Deutschen Bundestag am 7. November 2019 verabschiedeten Gesetz gemäß 

Artikel 105 Absatz 3, Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 des Grund-

gesetzes zuzustimmen.

B 

Der Bundesrat hat ferner folgende Entschließung gefasst:

1. Zur Förderung ehrenamtlichen Engagements 

Der Bundesrat begrüßt das Ziel des vorliegenden Gesetzes, eine nachhaltige, 

bezahlbare und klimafreundliche Mobilität zu fördern, um den Herausforderun-

gen der Energiewende gerecht zu werden. Ebenso ist zu begrüßen, dass entlas-

tende Maßnahmen u. a. für Arbeitnehmer, Verfahrenserleichterungen für Ar-

beitgeber, unterstützende Maßnahmen für die Entspannung des Wohnungs-

markts und Maßnahmen zur Sicherung des Steueraufkommens vorgesehen sind. 

Nicht weniger dringend sind jedoch Reformen für Menschen, die sich in der 

Pflege, im Sport, in der Kultur oder in anderen gesellschaftlichen Bereichen eh-

renamtlich betätigen. Der Bundesrat bedauert, dass die von ihm eingebrachten 

Änderungsanträge im Bereich des Ehrenamts in diesem Gesetzgebungsverfah-

ren nicht aufgegriffen worden sind.
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Der Bundesrat erwartet, dass diese Änderungen zeitnah und mit Wirkung zum 

1. Januar 2020 umgesetzt werden. Dazu gehören insbesondere: 

− Bürokratieentlastungen für kleinere Vereine durch Abschaffung der Pflicht 

zur zeitnahen Mittelverwendung bei jährlichen Einnahmen bis zu 

45.000 Euro; 

− Ertragsteuerliche Entlastungen für ehrenamtlich Tätige durch eine zusätzli-

che Steuerbefreiung für Sachleistungen aufgrund einer Ehrenamtskarte, bei-

spielsweise für die freien Eintritte in Museen, Schwimmbäder oder andere 

öffentliche Einrichtungen; 

− Erhöhung der Übungsleiterpauschale von 2.400 auf 3.000 Euro im Jahr so-

wie eine Anhebung der Ehrenamtspauschale um weitere 120 Euro auf 

840 Euro; 

− Anhebung der Freigrenze bei der Körperschaft- und Gewerbesteuer für wirt-

schaftliche Geschäftsbetriebe gemeinnütziger Vereine von 35.000 Euro auf 

45.000 Euro;

− Ausweitung des Anwendungsbereichs für das vereinfachte Spendenbeschei-

nigungsverfahren.

2. Zu „Wohnen für Hilfe“ 

a) Wohnraummangel, aber auch Veränderungen in der Gesellschaft führen da-

zu, dass sich mehr und mehr alternative Wohnformen etablieren. So leben 

viele ältere Menschen allein, sind jedoch auf Hilfe im täglichen Leben an-

gewiesen. Ein freies Zimmer in der Wohnung oder im Haus bietet da eine 

Wohnraumperspektive für Mitmenschen mit beschränkten finanziellen 

Möglichkeiten, die im Gegenzug im Haushalt und Garten mithelfen. Das 

Konzept „Wohnen für Hilfe“ ist ein Geben und Nehmen, bei dem regelmä-

ßig soziales Engagement, Aufgeschlossenheit und Solidarität im Vorder-

grund stehen. Der Bundesrat bedauert daher, dass die im Gesetzentwurf 

vorgesehene Steuerbefreiung für diese alternativen Wohnformen vom Deut-

schen Bundestag nicht beschlossen wurde. 

b) Zwar liegen beim Konzept „Wohnen für Hilfe“ aus steuerfachlicher Per-

spektive im Regelfall eine entgeltliche Vermietung sowie ein Arbeitsver-

hältnis vor, es wäre jedoch aus gesellschaftspolitischer Sicht problematisch, 

die entsprechenden lohn- und einkommensteuerrechtlichen Konsequenzen
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zu ziehen. Denn durch eine Steuerbelastung sowie Bürokratie würden Hür-

den für diese alternativen Wohnformen errichtet, die die auf gegenseitiger 

Hilfe gründenden Vorteile deutlich relativieren würden. Es besteht die Ge-

fahr, dass „Wohnen für Hilfe“ letztlich vor dem Aus steht. 

c) Hinzu kommt die wohnungspolitische Dimension dieser Konzepte: Viele 

Studierende haben Probleme, auf dem regulären Wohnungsmarkt eine fi-

nanzierbare Wohnung zu finden. Durch „Wohnen für Hilfe“ werden zusätz-

liche Wohnraumpotenziale erschlossen, die einen Beitrag zur Entspannung 

der Wohnraumversorgung gerade in hochpreisigen Ballungsräumen leisten 

können.

d) Der Bundesrat bittet daher, zeitnah eine Regelung zur Befreiung alternati-

ver Wohnformen im Bereich der Einkommensteuer zu schaffen und so das 

gesellschaftspolitisch wichtige Konzept „Wohnen für Hilfe“ zu stärken. 

3. Zur Fortführung der Regelungen des § 51a des Bewertungsgesetzes 

Der Bundesrat verweist auf seinen Beschluss zur weiteren Geltung der Rege-

lungen des § 51a des Bewertungsgesetzes (vgl. BR-Drucksache 354/19 (Be-

schluss), Ziffer 14) und begrüßt, dass mit der Einfügung eines neuen § 13b des 

Einkommensteuergesetzes (Artikel 5 Nummer 3 des Gesetzes zur weiteren 

steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuer-

licher Vorschriften) die Grundsätze des bisherigen § 51a des Bewertungsgeset-

zes einkommensteuerlich fortgeführt werden. 

Der Bundesrat bittet vor diesem Hintergrund die Bundesregierung um Prüfung, 

ob für eine vollständige Fortführung der Regelungen des § 51a des Bewer-

tungsgesetzes weitere gesetzliche Änderungen erforderlich sind.


